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Wem gebe ich meinen Hof?
Wer keine Kinder hat, muss seinen Hof irgendwann in fremde Hände geben. 
Welche Möglichkeiten gibt es? Was ist dabei zu beachten?

Ein Fremder auf meinem Hof? Wer keine eigenen Kinder hat, sollte 
sich rechtzeitig mit einer außerfamiliären Hofübergabe beschäftigen.

W as soll mit meinem Be-
trieb geschehen, wenn 
ich nicht mehr kann? Vie-

le Landwirte, die keinen Nachfolger 
aus der Familie haben, drücken sich 
um diese Entscheidung oft viel zu 
lang herum. Selbst beim Eintritt ins 
Rentenalter zögern viele das Problem 
hinaus und verpachten die Flächen. 

Das eigentliche Problem löst sich 
dadurch aber nicht. Die Hofstellen 
stehen dann größtenteils leer und 
verfallen. Sterben dann die Betriebs-
inhaber, so wird der Betrieb nur in 
den seltensten Fällen von der Erben-
generation wieder „angespannt“. 

Nicht jeder ist bereit, dies als 
schicksalhaft und unausweichlich 
hinzunehmen. Vielen ist es ein An-
liegen, dass der Hof, für den sie ein 
Leben lang gearbeitet haben, weiter 
bewirtschaftet wird, auch wenn dies 
nicht durch eigene Abkömmlinge er-
folgen kann. 

Andere erkennen, dass sie zur Si-
cherstellung ihrer Altersversorgung 
auf die Substanz ihres Betriebes zu-
greifen müssen, da die Renten- und 
Pachteinnahmen für die Altersver-
sorgung nicht ausreichend sind. 
Nicht häufig, aber zunehmend gibt es 
auch Hofeigentümer, die den Erhalt 
ihres Betriebes besser in der Hand 
einer gemeinnützigen Einrichtung 
(z. B. Stiftung) gewährleistet sehen 
als in der ihrer Erben.

Den richtigen Weg zu finden ist 
schwierig, da nicht nur zwischen-
menschliche, sondern auch rechtli-
che und steuerrechtliche Fragen be-
wältigt werden müssen.

Verkauf des Betriebes
„Verkaufen kann ich selber“ – 

denkt sich mancher Betriebsinhaber 
mit dem Blick auf seine Erben, von 
denen er erwartet, dass diese den er-
erbten Betrieb auf kurz oder lang zu 
Geld machen werden. Natürlich ist 
es naheliegend, einen Betrieb, den 
man selbst nicht mehr bewirtschaf-
ten kann oder will, zu veräußern und 
aus dem Erlös sich den Unterhalt für 
den Rest seines Lebens zu finanzie-
ren. Dass ein solcher Schritt schwer-
fällt, insbesondere dann, wenn sich 
der Betrieb seit Generationen in der 
Familie befindet, versteht sich von 
selbst – dennoch kann er richtig sein. 

Man denke hier vor allem an die 
Fälle, in denen keine ausreichende 
anderweitige Altersversorgung be-
steht. Wer nicht der Sozialhilfe an-
heimfallen will, wird eben von der 
wirtschaftlichen Substanz seines Be-
triebes leben müssen. Die selbstbe-
stimmte Finanzierung des Altersbe-
darfs ist für manchen besser als der 
Rückgriff der Sozialhilfeverwaltung 

auf die Kinder im Rahmen deren ge-
setzlicher Unterhaltspflicht. 

Dass bei einer Betriebsveräuße-
rung eine erhebliche Steuerlast ent-
steht, ist in aller Regel unvermeid-
lich. Bei entsprechender Gestaltung 
kann die Belastung jedoch in der 
Person des Betriebsinhabers gerin-
ger sein als für mögliche Nachfolger 
oder Erben (dazu Näheres in einer 
späteren Folge).

Kaufinteressenten für ganze Be-
triebe findet man beispielsweise im 
Anzeigenteil des Wochenblattes oder 
in entsprechenden Börsen im In-
ternet (www.Hofgründer.de, www.
hoffinder-bayern.de, www.viacam-
pesina.at). Häufig handelt es sich bei 
den Interessenten um ausgebildete 
Landwirte ohne eigenen Hof oder um 
Familien, die sich ihren Traum vom 
Wohnen auf dem Land verwirklichen 
wollen. Ihnen ist meist gemeinsam, 
dass sie nicht über genügend Kapi-
tal verfügen, um den Kaufpreis ein-
fach zu bezahlen. Deshalb werden oft 
Modelle gesucht, den Kaufpreis nach 
und nach zu leisten oder stattdessen 
andere Leistungen wie Wart und Pfle-
ge etc. zu erbringen.

Kauf auf Raten
Bei einem Ratenkauf wird ein be-

stimmter Kaufpreis festgelegt, der in 
bestimmten Raten abbezahlt wird. 
In der Gestaltung ist man völlig frei. 
So kann ein bestimmter Betrag un-
mittelbar nach Kauf zu zahlen sein, 
zum Beispiel zur Tilgung der entste-
henden Steuerlast oder zum Kauf ei-
nes Altersruhesitzes.  Der Restbetrag 
wird dann in Raten fällig, die auch 
der Höhe nach den persönlichen Ver-
hältnissen angepasst werden können 
(zum Beispiel zu Beginn niedrigere 
Rate, die im Laufe der Jahre ansteigt 
oder umgekehrt).

Der Verkäufer muss darauf ach-
ten, dass er ausreichend abgesichert 
ist. Dies kann dadurch geschehen, 
dass das Eigentum auf den Käufer 
erst dann übergeht, wenn die letzte 
Rate bezahlt ist. Natürlich schränkt 
dies die Handlungsmöglichkeiten 
des Käufers ein. Deshalb gibt es die 
Möglichkeit, dem Käufer die Belei-
hung der Grundstücke zu ermögli-
chen (sogenannte Finanzierungsvoll-
macht). Damit kann sich der Käufer 
ein entsprechendes Finanzierungs-
darlehen bei einer Bank beschaffen. 
Nachdem aber keine Bank einen Kre-
dit in Höhe des vollen Grundstücks-
wertes gewährt, muss der Käufer über 
ein gewisses Eigenkapital verfügen. 

Der Verkäufer jedenfalls muss da-
rauf achten, dass er im Hinblick auf 
den offenen Kaufpreis im Grundbuch 
an erster Rangstelle durch eine ent-
sprechende Grundschuld abgesichert 
ist. Der Verkäufer handelt hier genau-
so wie eine Bank, die einen Ratenkre-
dit vergibt und Wert auf ausreichen-
de Sicherheiten legt.

Stirbt eine der Vertragspartei-
en während der Tilgungsfrist, dann 
gehen die Verpflichtungen aus dem 
Kaufvertrag auf die Erben über. Die 
Raten sind also weiter an die Erben zu 
bezahlen, bis der Kaufpreis vollstän-
dig getilgt ist. Umgekehrt endet die 
Verpflichtung zur Zahlung mit der 
gleichen Maßgabe, auch wenn der 
Verkäufer noch lebt. Dadurch unter-
scheidet sich der Kauf auf Raten von 
einem Kauf auf Leibrente.

Der Kauf auf Leibrente
Bei einem Kauf auf Leibrente ist 

der Käufer verpflichtet, den verein-
barten Betrag der Leibrente im Re-
gelfall für die Lebensdauer des Gläu-
bigers (Verkäufers) zu entrichten. 
Die Verpflichtung zur Zahlung einer 

Leibrente geht also nicht auf die Er-
ben über. 

Will man also eine dritte Person 
– zum Beispiel den Ehepartner des 
Verkäufers – absichern, so muss auch 
zu dessen Gunsten eine Leibrenten-
zahlung ausdrücklich vereinbart wer-
den. Die Leibrente kann insoweit von 
Anfang an für beide Eheleute verein-
bart werden oder auch nacheinander, 
das heißt der Leibrentenanspruch des 
Überlebenden der beiden Eheleute 
wird erst mit dem Vorversterben ei-
nes von ihnen zur Zahlung fällig.

Die Höhe der Leibrente ist wiede- 
rum frei vereinbar und kann nach Zeit- 
abschnitten gestaffelt geregelt wer-
den. Nahezu standardgemäß werden 
in Leibrentenvereinbarungen Wert-
sicherungsklauseln aufgenommen. 
Durch eine solche Wertsicherungs-
klausel wird in aller Regel die Höhe 
der Leibrente an die Entwicklung der 
allgemeinen Lebenshaltungskosten 
angepasst (Inflationsschutz). 

Solche Klauseln können eine auto-
matische Anpassung in bestimmten 
Zeitintervallen oder bei Überschrei-
ten bestimmter Veränderungs-
schwellen vorsehen oder nur bei 
einem ausdrücklichen Anpassungs-
verlangen des jeweils Berechtigten 
einen Anpassunganspruch auslösen. 
Die jeweilige Berechnung kann mit-
hilfe der Datenbank des Statistischen 
Bundesamtes einfach vorgenommen 
werden (www.destatis.de). Je nach 
Entwicklung der Verhältnisse kann 
sich also die Leibrente durch eine sol-
che Wertsicherungsklausel erhöhen 
oder ermäßigen.

Darüber hinaus gilt auch für Leib-
rentenansprüche der Grundsatz, dass 
Änderungen der Geschäftsgrundla-
ge des Vertrages zu einer Anpassung 
führen können. Gemeint ist damit 
Veränderungen in den Bedürfnissen 
des Leistungsempfängers (zum Bei-
spiel Pflegebedürftigkeit etc.) und der 
Leistungsfähigkeit des Verpflichteten 
(zum Beispiel Verfall der Erzeuger-
preise als wirtschaftlicher Grundla-
ge des Betriebes). Dies bedeutet al-
lerdings nicht, dass jede Veränderung 
sofort zu einer Anpassung der Leib-
rente führt. Die Anpassungsmög-
lichkeiten sind vielmehr die große 
Ausnahme und nur dann möglich, 
wenn die Beibehaltung der bisheri-
gen Situation nach den Grundsätzen 
von Treu und Glauben zu einer völ-
lig unangemessenen Situation füh-
ren würde.

Die Leibrente wird in aller Regel 
durch die Bestellung einer sogenann-
ten Reallast im Grundbuch abgesi-
chert. Dies bedarf notarieller Form. 
Eine solche Reallast muss nicht zwin-
gend an jedem übergebenen Grund-
stück eingetragen werden. Der Ver-
käufer sollte jedoch darauf achten, 
dass der Wert der belasteten Grund-
stücke ausreichend ist, um die Zah-
lungsverpflichtung vollständig abde-
cken zu können. Die Eintragung der 
Reallast bietet auch den Vorteil, dass 
nicht nur der Käufer, der sich im Rah-
men des Kaufvertrages zur Zahlung 
der Leibrente verpflichtet, haftet, son-
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Auch wenn dies in der Praxis 
nicht sehr häufig vorkommt, 

sollte dennoch bedacht werden, 
dass der Verkauf ganzer landwirt-
schaftlicher Betriebe ein Vorkaufs-
recht nach dem Reichssiedlungs-
gesetz auslösen kann. Ein solches 
Vorkaufsrecht durch das landes-
rechtlich bestimmte Siedlungsun-
ternehmen (in Bayern BBV Land-
Siedlung GmbH) besteht, wenn mit 
der Veräußerung eine ungesunde 
Verteilung des Grund und Bodens 
eintreten würde. Dies ist in der Re-

gel der Fall, wenn die Veräußerung 
Maßnahmen zur Verbesserung der 
Agrarstruktur widerspricht.

Einen solchen Fall nimmt die 
Rechtsprechung insbesondere 
dann an, wenn eine landwirtschaft-
liche Fläche oder ein gesamter Be-
trieb an einen Nichtlandwirt veräu-
ßert werden soll und gleichzeitig 
ein aufstockungsbedürftiger Haupt- 
oder Nebenerwerbslandwirt am Er-
werb der Fläche interessiert ist. Da 
es gerade häufig „Nichtlandwirte“ 
sind, die sich für solche „Betrie-

be ohne Erben“ interessieren, soll-
te man sich zumindest des Risikos 
einer solchen Vorkaufsrechtsaus-
übung bewusst sein.

Gestaltet man den Kaufpreis oder 
die Bedingungen des Kaufvertrages 
besonders günstig, weil man den 
Käufer sympathisch findet oder ihm 
großzügig entgegenkommen will, so 
kann dies gerade das Vorkaufsinte- 
resse eines anderen heraufbeschwö- 
ren. Wird das Vorkaufsrecht ausge-
übt, gibt es kein Zurück mehr. Man 
hat dann einen Vertragspartner, an 
den man vielleicht nie hätte verkau-
fen wollen. Auch hierzu sollte man  
sich rechtzeitig beraten lassen.

Die Vorkaufsrechte Dritter beachten

dern auch ein zukünftiger Eigentü-
mer des Grundstücks.

In einem weiteren Punkt unter-
scheidet sich der Kauf auf Leibren-
te von dem Kauf auf Raten. Kommt 
der Käufer mit der Zahlung von Ra-
ten in Verzug, so kann der Verkäufer 
unter anderem vom Kaufvertrag zu-
rücktreten, das heißt den Hof wieder 
zurückerhalten. Dies ist beim Kauf 
auf Leibrente anders. Hier gibt es 
kein Rücktrittsrecht außer bei völli-
ger Verfehlung des mit dem Vertrag 
bezweckten Erfolgs. Selbstverständ-
lich kann der Leibrentenberechtig-
te seinen Zahlungsanspruch geltend 
machen und nötigenfalls mithilfe der 
Gerichte und des Gerichtsvollziehers 
auch durchsetzen. Den Hof erhält er 
aber nicht zurück. 

Es ist auch hier darauf zu achten, 
dass die Absicherung der Leibrente 
im Grundbuch an erster Rangstelle 
erfolgt. Bestehende Verbindlichkei-
ten, die im Grundbuch durch eine 
Grundschuld abgesichert sind, soll-
ten daher vorrangig getilgt und ge-
löscht werden.

Selbstverständlich lässt sich auch 
der Kauf auf Leibrente mit einer an-
fänglichen Teilzahlung des Kauf-
preises kombinieren. Die Höhe der 
zu vereinbarenden Leibrente ist stets 
Verhandlungssache. Die Höhe der 
Leibrente – kapitalisiert auf die Le-
benserwartung des Leibrentenbe-
rechtigten – ist der eigentliche Kauf-
preis. In gewisser Weise hat die 
Leibrente damit den Charakter einer 
Wette auf den Tod des Berechtigten.

Wohnrecht und Pflege 
Um den Kaufpreis oder die Leibren-

te zu mindern, werden von Übernah-
mebewerbern häufig geldwerte Ge-
genleistungen wie Wohnrecht, Wart 
und Pflege oder sonstige Naturalleis-
tungen angeboten. Der Wunsch, in 
der vertrauten Umgebung weiterhin 
wohnen bleiben zu können, ist nach-
vollziehbar, aber nicht selten mit Pro-
blemen behaftet. Selbstverständlich 
können Wohnungs- und Mitbenut-
zungsrecht im Rahmen eines Kauf-
vertrages vereinbart werden. Hierbei 
sollte man allerdings sehr klare Rege-
lungen treffen. Die Gefahr, dass es zu 
Konflikten kommt, ist groß. 

Die Regelungen müssen so gestal-
tet sein, dass sie auch den Fall umfas-
sen, dass man sich persönlich nicht 
mehr versteht. Deshalb sind kla-
re räumliche Trennungen, klare Re-
gelungen, zum Beispiel wer welche 
Kosten zu tragen hat, dringend anzu-
raten. Dazu gehört auch die Möglich-
keit der Übergeber, aus den Wohn-
rechtsräumen auszuziehen und dafür 
eine Wegzugsrente zu verlangen.

Noch problematischer sind Verein-
barungen zur Übernahme von Wart 
und Pflege. Bereitet die Erbringung 
von Wart und Pflege schon im Ver-
hältnis Eltern und Kindern häufig 
Probleme, so erst recht im Verhält-
nis der Übergeber zu fremden Drit-
ten. Auch bei der Vereinbarung von 
Wart und Pflege sollte – wenn über-
haupt – eine Regelung aufgenom-
men werden, dass die Veräußerer 
ein Recht haben, anstelle der per-
sönlichen Leistung durch die Erwer-
ber einen bestimmten Geldbetrag zu 
verlangen, der sie in die Lage versetzt, 
nach eigener Auswahl sich die Pfle-
geleistung zu kaufen (privater Pflege-
dienst, Sozialstationen etc.).

Verkauf mit Rückpacht 
Um diesen möglichen zwischen-

menschlichen Problemen aus dem 
Weg zu gehen, aber auch um einen 
Verkauf nicht nach außen hin sicht-
bar werden zu lassen, hat mancher 

den Wunsch, den Betrieb zwar einer-
seits zu verkaufen, andererseits ihn 
aber wie bisher weiter zu bewirtschaf-
ten. Auch dies lässt sich rechtlich ge-
stalten, wenngleich sich der Kreis der 
Kaufinteressenten hier natürlich auf 
Kapitalanleger oder besonders gedul-
dige Hofübernehmer reduziert.

Jeder Verkauf eines Hofes kann mit 
einer Rückverpachtung des Betriebes 
kombiniert werden. So ist es möglich, 
einen Pachtvertrag auf die Lebenszeit 
des Pächters (Alteigentümer) abzu-
schließen. Die Höhe des zu zahlen-
den Pachtzinses wird natürlich in ei-
ner gewissen Wechselwirkung zur 
Höhe des Kaufpreises stehen. Der 
Käufer will ja aus dem Pachtzins 
eine gewisse Verzinsung seines ein-
gesetzten Kapitals erreichen. Je nied-
riger der vereinbarte Pachtzins, des-
to niedriger wird der Kaufpreis sein. 

Ein solcher Pachtvertrag muss wie 
unter Fremden ausgearbeitet sein. 
Gerade wenn der Verkäufer wegen 
der Rückpacht Zugeständnisse beim 
Kaufpreis macht, muss sichergestellt 
sein, dass keine Möglichkeit zur vor-
zeitigen Kündigung durch den Er-
werber besteht (zum Beispiel durch 
Fehler bei der Schriftform etc.). Es 
kann hier im Einzelfall sinnvoll sein, 
nicht nur einen Pachtvertrag abzu-
schließen, sondern ein Bewirtschaf-
tungsrecht in notarieller Form mit 
Eintragung im Grundbuch zu ver-
einbaren. Wird der Pachtvertrag ge-

kündigt, besteht dieses grundbuch-
rechtlich gesicherte Recht fort.

Wichtig ist auch, dass man sich in 
einem solchen Fall bereits bei Ab-
schluss des Pachtvertrages die Mög-
lichkeit der Unterverpachtung ein-
räumen lässt. Dadurch ist es möglich, 
den Betrieb weiterzuverpachten, 
wenn man selbst zur Bewirtschaf-
tung nicht mehr in der Lage oder 
Willens ist.

Verkauf mit Nießbrauch
Noch weitgehender ist die Rechts-

stellung des Verkäufers, wenn er sich 
bei einem Verkauf den Nießbrauch 
am Hof oder Teilen hieraus (zum Bei-
spiel Hofstelle) vorbehält. Der Nieß-
brauch vermittelt dem Berechtig-
ten (Alteigentümer) das Recht, alle 
Nutzungen aus dem mit dem Nieß-
brauchsrecht belasteten Grundstück 
zu ziehen. Er kann also die Hofstelle 
selbst benutzen oder vermieten und 
die Miete für sich vereinnahmen. 
Gleiches gilt für die landwirtschaft-
lichen Grundstücke. 

Lediglich bei Waldgrundstücken 
und Grundstücken, auf denen Bo-
denschätze (zum Beispiel Kies) ab-
gebaut werden, ist eine gewisse Be-
schränkung zu beachten. Hier richtet 
sich die Nutzung nach einem zu er-
stellenden Wirtschaftsplan. Der 
Nießbrauchsberechtigte darf zwar 
nicht wesentliche Veränderungen 
oder Umgestaltungen vornehmen. 
Ansonsten ist er jedoch im Rahmen 
der Regeln der ordnungsgemäßen 
Wirtschaft frei, mit dem Gegenstand 
des Nießbrauchsrechts zu verfahren.

Nach der gesetzlichen Regelung 
– die aber einzelvertraglich auch 
abgeändert werden kann – hat der 
Nießbrauchsberechtigte für den wirt-
schaftlichen Bestand zu sorgen (zum 
Beispiel die landwirtschaftlichen Flä-
chen nicht veröden zu lassen). Darü-
ber hinaus obliegen ihm die Ausbes-
serungen und Erneuerungen, soweit 
sie zum gewöhnlichen Unterhalt ge-
hören (normale Verschleißrepara-
turen, aber auch zum Beispiel Neu-
bestockung von Weinbergen etc.). 
Gegenstand eines Nießbrauchsrechts 
kann auch ein Grundstück samt In-
ventar sein, zum Beispiel die kom-
plette Hofstelle einschließlich Ma-
schinen- und Viehbestand. Damit 
kann der Verkäufer faktisch wie bis-
her weiter wirtschaften.

Die Bestellung des Nießbrauchs 
kann auf Lebenszeit des Berechtig-
ten oder für einen bestimmten Zeit-
abschnitt erfolgen. Bei einer Been-
digung des Nießbrauchs sind die 
Grundstücke wie bei der Landpacht 
im Zustand der ordnungsgemäßen 
Bewirtschaftung zurückzugeben. Soll 
nicht nur der Nießbrauchsberechtig-
te, sondern auch der Ehepartner ei-
nen Anspruch erwerben, muss dies 
vertraglich geregelt werden, da das 
Nießbrauchsrecht mit dem Tod er-
lischt.� Josef Deuringer

Fachanwalt für Agrarrecht, Augsburg 
 
Nächste Woche: Adoption, Stiftung

In fremde Hände: Der Verkauf des Hofes kann mit einer Rückpacht 
oder einem Nießbrauch kombiniert werden.
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